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konkrete Vorgaben zu Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
in betrieblichen Ordnungen, Anweisungen und Arbeits­
plänen sowie auf die weitere Festigung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit in jedem Verantwortungsbereich des Be­
triebes.
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Ausgestaltung der 
Bewährungsverurteilungen 
in Verkehrsstrafsachen
Bei Verkehrsdelikten gemäß §§ 196, 200 und 201 StGB wird 
in nicht unbedeutendem Maße von der Verurteilung auf 
Bewährung Gebrauch gemacht Ausgehend von den Orien­
tierungen der 6. Plenartagung des Obersten Gerichts zur 
Rechtsprechung in Verkehrsstrafsachen (vgl. G. Sarge, 
NJ 1978, Heft 2, S. 48 ff.) haben die Gerichte sich verstärkt 
um eine bessere Differenzierung bei der Strafzumessung 
bemüht, Aus der Einschätzung der vor den Kreis- und 
Bezirksgerichten tjurchgeführten Verfahren in Verkehrs­
strafsachen ergibt sich aber, daß einige Gerichte der inhalt­
lichen Ausgestaltung von Bewährungsverurteilungen noch 
mehr Aufmerksamkeit zuwenden müssen. Die Erfahrungen 
bestätigen, daß von der differenzierten, den Umständen 
des Einzelfalls entsprechenden Ausgestaltung der Bewäh­
rungszeit entscheidend die Wirksamkeit der Verurteilung 
auf Bewährung bestimmt wird.

Hinsichtlich der Anwendung der in §33 StGB enthal­
tenen Möglichkeiten zur Ausgestaltung von Bewährungs­
verurteilungen gibt es vor allem bei schweren Verkehrs­
unfällen gemäß §196 StGB zum Teil eine nicht gerecht­
fertigte Zurückhaltung. Das wird u. а mit dem Argument 
begründet, daß sich die Täter bis zur Straftat überwiegend 
positiv verhalten haben und es sich um ein Fahrlässigkeits­
delikt handele, aus dem nicht auf eine erneute disziplin­
lose Einstellung geschlußfolgert werden könne. In dieser 
Allgemeinheit ist das Argument nicht stichhaltig. Auch die 
Meinung, daß der Fahrerlaubnisentzug Verpflichtungen 
nach § 33 Abs. 4 StGB schlechthin erübrige, ist falsch.

Bei Bewährungsverurteilungen, die wegen Verkehrs­
gefährdung durch Trunkenheit (§ 200 StGB) ausgesprochen 
wurden, wird mitunter die Ausgestaltung mit dem Hinweis 
darauf unterlassen, daß wegen des in der Regel mehrere 
Jahre dauernden Fahrerlaubnisentzugs die Möglichkeit 
einer erneuten derartigen Straftat ausgeschlossen sei und 
der Täter sich auch nicht in der Tätigkeit als Kraftfahrer 
bewähren könne. Solchen Auffassungen kann nicht zu­
gestimmt werden.

Unabhängig davon, ob die Verkehrsdelikte fahrlässig 
oder — wie bei der unbefugten Benutzung von Fahrzeu­
gen — vorsätzlich begangen wurden, gilt für sie die auf 
der 6. Plenartagung des Obersten Gerichts gegebene Orien­
tierung, die mit der Verurteilung auf Bewährung verfolg­
ten Strafzwecke durch eine differenzierte, tatbezogene Aus­
gestaltung abzusichern, um sie für den Verurteilten spür­
bar und im Interesse der Gesellschaft wirksam zu machen. 
Das bedeutet, die Vielfalt der gesetzlichen Möglichkeiten 
zu nutzen, ohne jedoch damit die Forderung zu erheben, 
in jedem Fall unabhängig von ihrer Notwendigkeit spe­
zielle Maßnahmen LS. des § 33 Abs. 4 StGB festzulegen.

Untersuchungen ergaben, daß oft in Verfahren keine 
Verpflichtung nach § 33 Abs. 4 StGB ausgesprochen wurde, 
obwohl es erforderlich gewesen wäre. Bei Strafverfahren 
wegen Herbeiführung eines schweren Verkehrsunfalls 
nach §196 StGB wurde festgestellt, daß die Täter sich 
bezüglich ihrer weiteren Qualifizierung als Kraftfahrer

nachlässig verhielten. Zutreffend haben daher Gerichte in 
solchen Fällen, vor allem in Verbindung mit Bürgschaften, 
die auch bestimmte Anforderungen an den Angeklagten 
zur weiteren Qualifizierung auf dem Gebiet der Verkehrs­
sicherheit enthielten, die Berichterstattung vor dem Leiter 
bzw. Kollektiv gemäß § 33 Abs. 4 Ziff. 7 StGB angeordnet.

Diese Form der inhaltlichen Ausgestaltung der Bewäh­
rungsverurteilung wurde auch bei Verpflichtungen zur 
Wiedergutmachung des Schadens gemäß § 33 Abs. 3 StGB 
wirksam angewendet. In diesem Zusammenhang muß 
jedoch beachtet werden, daß es sich nur um Schadenersatz- 
forderungeh aus arbeitsrechtlicher materieller Verantwort­
lichkeit oder aus dem Regreß nach der Kraftfahr-Haft- 
pflicht-Versicherung (§ 5 der АО über die Allgemeinen Be­
dingungen für die Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung vom
12. Januar 1971 [GBl. И Nr. 14 S.93]) handelt. Tritt die 
Staatliche Versicherung voll für den entstandenen Scha­
den ein, ist selbstverständlich kein Raum- für eine Bericht­
erstattung vor dem Leiter oder dem Kollektiv über die 
Wiedergutmachung des Schadens.

Lag dem schweren Verkehrsunfall leichtfertiges Ver­
halten zugrunde, dann wird in der Regel für längere Zeit 
die Fahrerlaubnis entzogen. Bei Berufskraftfahrern ist 
damit eine kritische Auseinandersetzung im Arbeitskollek­
tiv und die Einstufung in eine andere Lohngruppe ver­
bunden. Sie nehmen das mitunter zum Anlaß, aus dem 
Betrieb auszuscheiden, um sich der erzieherischen Einwir­
kung zu entziehen. Sind Ansätze dafür erkennbar,, ist es 
gerechtfertigt, von der Arbeitsplatzbindung gemäß §§ 33 
Abs. 4 Ziff. 1, 34 StGB Gebrauch zu machen. Für Berufs­
kraftfahrer, die infolge des Fahrerlaubnisentzugs eine an­
dere Arbeit übernehmen müssen, entstehen somit neue 
Bedingungen, unter denen sie sich zu bewähren haben.

Ergibt sich aus den Umständen der Verkehrsstraftat, 
daß der Täter sein notwendiges Wissen über richtiges Ver­
halten im Straßenverkehr nicht ausreichend vervollstän­
digte und dies unfallursächfich war, dann ist es gerecht­
fertigt, ggf. in die Berichterstattung nach § 33 Abs. 4 Ziff. 7 
StGB auch die Rechenschaft über den regelmäßigen Be­
such von Verkehrsteilnehmerschulungen oder die Mitarbeit 
im Verkehrssicherheitsaktiv einzubeziehen (soweit der 
Berufskraftfahrer dazu geeignet ist und zur Mitwirkung 
herangezogen wird). Diese konkreten Aufgaben gehören 
zur Bewährung am Arbeitsplatz. Sie haben auch eine un­
mittelbare Beziehung zu den Pflichtverletzungen, die zum 
Verkehrsunfall führten.

Die Verurteilung auf Bewährung bei Verkehrsgefähr­
dung durch Trunkenheit gemäß § 200 StGB ist häufiger 
und zutreffend mit der Verpflichtung zur Berichterstattung 
vor dem Leiter oder dem Kollektiv ausgestaltet. Dabei geht 
es oft um die Kontrolle darüber, wie ein übermäßiger Alko­
holgenuß bzw. das Trinken von Alkohol während der Ar­
beitszeit und damit (vor allem bei Berufskraftfahrern) 
beim Führen von Kraftfahrzeugen überwunden wird. Auch 
hier wird der Verurteilte durch die fast durchweg lange 
Dauer des Fahrerlaubnisentzugs beruflich vor neue Be­
währungssituationen — z. T. mit finanziellen Einbußen — 
gestellt, die bei labilen Personen mit leichtfertiger Ein­
stellung zu ihren Rechtspflichten eine entsprechend ab­
gesicherte Bewährungskontrolle erfordern.

Gibt es Hinweise darauf (z. B. aus wiederholten Ver­
stößen gegen Gebote der Ordnung und Sicherheit), daß 
der verurteilte Fahrzeugführer sein Privatfahrzeug trotz 
Entzugs der Fahrerlaubnis benutzt hat oder benutzen 
wird, ist insbesondere bei Straftaten nach § 200 StGB zu 
prüfen, ob ihm gemäß § 33 Abs. 4 Ziff. 4 StGB für die 
Dauer des Entzugs die Verpflichtung aufzuerlegen ist, sein 
Kraftfahrzeug als Fahrzeugführer nicht zu verwenden. Die 
ungenehmigte Benutzung kann zwar als Ordnungswidrig­
keit nach §§ 5 Abs. 1, 89 StVZO geahndet werden. Jedoch 
sind die Konsequenzen aus der Nichteinhaltung der Ver­
pflichtung nach § 33 Abs. 4 Ziff. 4 StGB für den auf Be­
währung Verurteilten nachhaltiger.


